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Stellungnahme zum Bebauungsplan „Nördliche Erweiterung/Abrundung Ortslage Borsdorf – Wohnbe-
bauung“ sowie zum 2. Entwurf der 1. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Borsdorf im 
Parallelverfahren 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Sachsen e. V., nimmt zu 
dem o. g. Verfahren wie folgt Stellung.  

Die Beteiligung betrifft ausdrücklich sowohl den Entwurf des Bebauungsplans als auch den 2. Entwurf 
der 1. Änderung des Flächennutzungsplans im Parallelverfahren (Anschreiben TöB-Beteiligung, 
08.06.2026, S. 1). Die Mitwirkungsrechte anerkannter Naturschutzvereinigungen ergeben sich aus § 63 
Abs. 2 BNatSchG in Verbindung mit den landesrechtlichen Vorschriften des Sächsischen Naturschutz-
gesetzes. Für das Ausgliederungsverfahren aus dem Landschaftsschutzgebiet ist ergänzend § 20 Abs. 
4 SächsNatSchG zu beachten. 

Der BUND Sachsen erkennt an, dass die Gemeinde mit dem vorliegenden Planungsstand das Ziel ver-
folgt, zusätzlichen Wohnraum in räumlichem Anschluss an die bestehende Ortslage bereitzustellen und 
dabei auch seniorengerechte Wohnformen sowie eine öffentliche Grünfläche zu berücksichtigen 
(Begründung FNP, 2. Entwurf, März 2026, S. 3–5, 12–13). Nach den vorgelegten Unterlagen verbleiben 
jedoch erhebliche naturschutz- und planungsrechtliche Bedenken. Diese betreffen vor allem die bislang 
nicht gesicherte Konfliktlösung im Hinblick auf die erforderliche Ausgliederung aus dem Landschafts-
schutzgebiet „Partheaue“, die nicht tragfähig belegte Erforderlichkeit der Flächenausweisung, die unzu-
reichende Abwägungsgrundlage für die Standortwahl einschließlich des nicht aufgelösten Spannungs-
verhältnisses zum Vorhaben „Kunstlederfabrik Leipziger Straße“ sowie die nicht hinreichend bewältig-
ten Boden-, Freiraum- und Artenschutzkonflikte (Abwägungsprotokoll FNP, 31.03.2026, S. 20–21; 
Begründung FNP, 2. Entwurf, März 2026, S. 11–13; Umweltbericht FNP, März 2026, S. 9–13; Abwägungs-
protokoll B-Plan, 31.03.2026, S. 14–16). Maßgeblicher Prüfungsrahmen ist insoweit auch das Abwä-
gungsgebot des § 1 Abs. 7 BauGB. 

Der BUND Sachsen kann den Planentwürfen in der derzeitigen Fassung nicht zustimmen. Eine Zustim-
mung käme nur in Betracht, wenn die nachfolgend dargelegten Anforderungen substanziell erfüllt und 
im Plan selbst bzw. in der Abwägung belastbar gesichert werden. 

1. Flächennutzungsplan 

1.1 Offene Konfliktlösung wegen LSG-Ausgliederung 
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Die naturschutzrechtliche Umsetzbarkeit der Planung ist derzeit nicht hinreichend gesichert. Die 
Begründung stellt ausdrücklich fest, dass sich der Änderungsbereich vollständig innerhalb des Land-
schaftsschutzgebiets „Partheaue“ befindet und dass zur Erlangung von Baurecht eine Ausgliederung 
aus dem LSG erforderlich ist (Begründung FNP, 2. Entwurf, März 2026, S. 12). Zugleich heißt es dort, das 
Ausgliederungsverfahren sei mit Antrag vom 31.08.2023 eingeleitet worden, aber noch nicht abge-
schlossen. Eine positive Stellungnahme sei lediglich in Aussicht gestellt worden (Begründung FNP, 2. 
Entwurf, März 2026, S. 12). Der Umweltbericht wiederholt diese Ausgangslage und verweist ebenfalls 
nur auf die beantragte Ausgliederung sowie auf eine positive Stellungnahme, die in Aussicht gestellt 
worden sei (Umweltbericht FNP, März 2026, S. 5, 11). 

Nach § 20 Abs. 4 SächsNatSchG kann das Ausgliederungsverfahren zwar mit der gemeindlichen Bau-
leitplanung verzahnt werden. Dies entbindet die Gemeinde jedoch nicht davon, die Konfliktlösung vor 
Abschluss des Planverfahrens tragfähig abzusichern. Solange die erforderliche Ausgliederung lediglich 
anhängig ist und ihr positiver Ausgang nur in Aussicht gestellt wird, bleibt die Umsetzbarkeit der Planung 
mit erheblichen Unsicherheiten belastet. Der BUND Sachsen fordert daher, die naturschutzrechtliche 
Konfliktlösung vor dem Satzungs- bzw. Feststellungsbeschluss belastbar nachzuweisen oder den 
Abschluss des Planverfahrens entsprechend an den erfolgreichen Abschluss des Ausgliederungsver-
fahrens zu binden. 

1.2 Erforderlichkeit und Flächenbedarf nicht hinreichend dargelegt 

Die Erforderlichkeit der zusätzlichen Wohnbaufläche wird weiterhin nicht hinreichend nachvollziehbar 
hergeleitet. Bereits das Landratsamt hatte im frühen Verfahren ausgeführt, aus den vorliegenden Unter-
lagen sei der Bedarf an Wohnbauflächen in dieser Größenordnung für die Gemeinde Borsdorf bisher 
nicht schlüssig erkennbar. Gefordert worden sei insbesondere ein Nachweis der Untersuchung von 
Innenentwicklungspotenzialen bzw. der Brachflächenrevitalisierung unter Berücksichtigung von § 1 
Abs. 3 BauGB und § 1a Abs. 2 BauGB (Stellungnahme Landkreis Leipzig, 03.08.2020, S. 1). 

Die Gemeinde reagiert hierauf im Wesentlichen mit dem Verweis auf das in Aufstellung befindliche 
INGEKO, auf eine Leerstandsquote von 3,1 %, auf ein realistisches Innenentwicklungspotenzial von 
ca. 50 zusätzlichen Wohneinheiten, auf fehlende marktverfügbare Baugrundstücke und auf einen Bedarf 
an ca. 22 Einfamilienhausgrundstücken sowie seniorengerechten Wohnformen (Begründung FNP, 2. 
Entwurf, März 2026, S. 3–5, 9–10, 12–13). Diese Gesichtspunkte können einen zusätzlichen Bedarf zwar 
stützen. Sie belegen jedoch nicht tragfähig, weshalb dieser Bedarf gerade auf einer bislang landwirt-
schaftlich genutzten Fläche im Freiraum und innerhalb des LSG gedeckt werden muss. Gerade § 1a Abs. 
2 BauGB verlangt für die Umwandlung landwirtschaftlich genutzter Flächen eine nachvollziehbare 
Begründung unter Zugrundelegung von Ermittlungen zu den Möglichkeiten der Innenentwicklung. 

Hinzu kommt, dass das INGEKO als informelles Entwicklungskonzept eine planerische Herleitung 
unterstützen kann, aber die eigenständige Begründungs- und Abwägungslast im Bauleitplanverfahren 
nicht ersetzt. Entscheidend ist daher nicht, ob sich die Gemeinde auf das INGEKO beruft, sondern ob die 
dort behaupteten Potenziale, Engpässe und Bedarfssegmente im konkreten Planverfahren nachvollzieh-
bar dargelegt werden. Daran bestehen weiterhin Zweifel (Begründung FNP, 2. Entwurf, März 2026, S. 3–
5, 9–10, 12–13). 

1.3 Unzureichende Abwägungsgrundlage für die Standortwahl 

Die Unterlagen legen nicht hinreichend nachvollziehbar dar, dass eine Außenbereichsentwicklung an 
diesem Standort gegenüber Innenentwicklungs- und Brachflächenoptionen abwägungsfehlerfrei vorge-
zogen werden kann. Die Begründung benennt zwar verschiedene Brachflächen, darunter insbesondere 
die ehemalige Kunstlederfabrik an der Leipziger Straße sowie Flächen an der Industriestraße 93, Bahn-
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hofstraße 6–10 und Grimmaischen Straße 8, erklärt diese aber im Wesentlichen für schwierig integrier-
bar, eigentumsrechtlich gebunden oder eher für Geschosswohnungsbau geeignet (Begründung FNP, 2. 
Entwurf, März 2026, S. 3, 9, 12–13). Eine belastbare standortbezogene Vergleichsprüfung, aus der sich 
nachvollziehbar ergibt, weshalb diese Flächen ausscheiden und die hier beplante Fläche trotz ihrer Lage 
im LSG und im Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft vorzugswürdig sein soll, ist damit nicht erbracht. 

Zwar verlangt das Bauplanungsrecht nicht in jedem Fall eine formalisierte Standortalternativenprüfung. 
Für eine fehlerfreie Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB bedarf es aber einer nachvollziehbaren Tatsa-
chengrundlage dafür, warum gerade dieser Standort gegenüber naheliegenden Alternativen bevorzugt 
wird. Die wiederholte Berufung auf Eigentumsverhältnisse, Erschließungshemmnisse und fehlende 
Marktverfügbarkeit bleibt in den vorliegenden Unterlagen hierfür zu pauschal (Stellungnahme Landkreis 
Leipzig, 03.08.2020, S. 1; Begründung FNP, 2. Entwurf, März 2026, S. 9, 12–13). 

Besonders kritisch ist, dass der Zusammenhang mit dem parallel verfolgten Wohnbauvorhaben „Kunst-
lederfabrik Leipziger Straße“ nicht überzeugend aufgearbeitet wird. Die Landesdirektion Sachsen hat 
hierzu ausdrücklich ausgeführt, die Planung der Wohnbaufläche sei durch starke Widersprüchlichkeiten 
und Unvollständigkeiten geprägt. Im Zusammenspiel mit dem ebenfalls vorangetriebenen Bebauungs-
plan „Kunstlederfabrik Leipziger Straße“ seien erhebliche raumordnerische Konflikte absehbar. Ein 
Absehen von der Planung der Wohnbauflächen sei anzuraten, wenn gleichzeitig der Bebauungsplan 
„Kunstlederfabrik Leipziger Straße“ weiterverfolgt werde (Abwägungsprotokoll FNP, 31.03.2026, S. 20–
21). Die Erwiderung der Gemeinde beschränkt sich demgegenüber im Kern erneut auf den Verweis auf 
das INGEKO, auf nicht marktverfügbare Grundstücke, auf Eigentums- und Erschließungshemmnisse 
sowie auf seniorengerechte Wohnformen (Abwägungsprotokoll FNP, 31.03.2026, S. 20–21). Damit wird 
der eigentliche Widerspruch nicht aufgelöst, sondern nur umschrieben. 

Der BUND Sachsen fordert daher, die Standortwahl auf eine nachvollziehbare und belastbare Abwä-
gungsgrundlage zu stellen und dabei insbesondere die Innenentwicklungs- und Brachflächenpotenziale 
sowie das Verhältnis zum Vorhaben „Kunstlederfabrik Leipziger Straße“ transparent und widerspruchs-
frei aufzuarbeiten. 

1.4 Freiraum-, Boden- und Biotopverbundbelange nicht mit hinreichendem Gewicht eingestellt 

Auch die Gewichtung der gegen die Planung sprechenden Umwelt- und Freiraumbelange bleibt defizitär. 
Die Begründung und der Umweltbericht stellen darauf ab, dass die Fläche lediglich randlich ein Vorbe-
haltsgebiet Arten- und Biotopschutz berühre und ein Biotopverbund hier nicht sinnvoll hergestellt wer-
den könne, weil die Fläche an Bundesstraße, Kreisstraße und Siedlungsrand ende (Begründung FNP, 2. 
Entwurf, März 2026, S. 11; Umweltbericht FNP, März 2026, S. 9). Gerade diese Argumentation ist prob-
lematisch. Sie ersetzt eine nachvollziehbare Abwägung des regionalplanerisch zugewiesenen Belangs 
weitgehend durch dessen planerische Relativierung. 

Gleiches gilt für die Belange des Bodenschutzes und der Landwirtschaft. Bereits das Landratsamt hatte 
die hohe natürliche Bodenfruchtbarkeit, das hohe Wasserspeichervermögen und die hohe Filter- und 
Pufferwirkung der betroffenen Böden hervorgehoben und der erstmaligen Inanspruchnahme von Frei-
flächen für Siedlungszwecke widersprochen (Stellungnahme Landkreis Leipzig, 03.08.2020, S. 2–3). 
Demgegenüber reduzieren Begründung und Umweltbericht die Konflikte im Wesentlichen auf eine maß-
volle Arrondierung und auf die Erwägung, Vorbehaltsgebiete begründeten keine Ausschlusswirkung 
(Begründung FNP, 2. Entwurf, März 2026, S. 4, 11–13; Umweltbericht FNP, März 2026, S. 9–13). Dies 
wird dem Gewicht des dauerhaften Freiraum- und Bodenverlusts nicht gerecht. Der BUND Sachsen for-
dert daher, diese Belange mit dem ihnen zukommenden Gewicht in die Abwägung einzustellen und die 
Planung jedenfalls insoweit zu überarbeiten, als Freiraumverlust, Bodeninanspruchnahme und Beein-
trächtigungen des Biotopverbundes bislang nur unzureichend aufgearbeitet sind. 
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2. Bebauungsplan „Nördliche Erweiterung/Abrundung Ortslage Borsdorf – Wohnbebauung“ 

2.1 Weiterhin offene LSG-Problematik 

Auch auf Ebene des Bebauungsplans bleibt die naturschutzrechtliche Konfliktlösung offen. Das Land-
ratsamt hat ausdrücklich erklärt, dem Bebauungsplan könne aus naturschutzrechtlicher Sicht gegen-
wärtig noch nicht zugestimmt werden, weil das Flurstück 328/7 vollständig zum Landschaftsschutzge-
biet „Partheaue“ gehöre und eine Beplanung abschließend nur möglich sei, wenn zuvor die Rechtsver-
ordnung des LSG geändert werde. Das Verfahren sei im Ausgang als offen zu betrachten (Abwägungs-
protokoll B-Plan, 31.03.2026, S. 14). Die Erwiderung der Gemeinde verweist auch hier lediglich auf die 
bereits beantragte Ausgliederung und eine positive Stellungnahme, die in Aussicht gestellt worden sei 
(Abwägungsprotokoll B-Plan, 31.03.2026, S. 14). Damit bleibt der zentrale naturschutzrechtliche Hinde-
rungsgrund weiterhin offen. 

Der BUND Sachsen fordert daher auch auf Bebauungsplanebene, die Konfliktlösung vor dem Satzungs-
beschluss belastbar nachzuweisen oder den Satzungsbeschluss rechtlich eindeutig an den erfolgrei-
chen Abschluss des Ausgliederungsverfahrens zu binden. 

2.2 Erhebliche Boden- und Freiraumkonflikte 

Der Bebauungsplan führt nach den Unterlagen zu einem dauerhaften Entzug von reichlich 3 ha Land-
wirtschaftsfläche. Das Landratsamt weist auf Bodenwertzahlen von 51–70, hohe natürliche Boden-
fruchtbarkeit, hohes Wasserspeichervermögen und hohe Filter- und Pufferwirkung hin und lehnt das 
Vorhaben aus altlasten-, bodenschutz- und abfallrechtlicher Sicht ab (Abwägungsprotokoll B-Plan, 
31.03.2026, S. 15–16). Die Gemeinde hält dem entgegen, innerhalb des Plangebiets liege die Boden-
wertzahl bei 49. Durch GRZ-Begrenzung, wasserdurchlässige Beläge und eine Parkanlage werde dem 
Vermeidungs- und Minderungsgebot Rechnung getragen (Abwägungsprotokoll B-Plan, 31.03.2026, S. 
15–16). Diese Erwiderung überzeugt nicht. Minderungsmaßnahmen ändern nichts daran, dass mit der 
baulichen Inanspruchnahme ein erheblicher und dauerhafter Verlust offener Bodenfunktionen und land-
wirtschaftlicher Nutzfläche verbunden ist. 

Hiervon zu unterscheiden ist die Darstellung auf Ebene der Flächennutzungsplanänderung: Der Umwelt-
bericht FNP weist für das Schutzgut Fläche zusätzliche Flächenversiegelung und einen Verlust landwirt-
schaftlicher Ackerfläche von etwa 4,25 ha im Änderungsbereich aus (Umweltbericht FNP, März 2026, S. 
11). Die unterschiedlichen Flächenangaben beziehen sich damit auf unterschiedliche Bezugsräume. In 
beiden Fällen wird jedoch deutlich, dass die Planung zu erheblichen und dauerhaften Freiraum- und 
Bodenverlusten führt. Vor diesem Hintergrund erscheint die planerische Relativierung des Bodenver-
lusts nicht tragfähig. 

2.3 Angreifbare Eingriffs- und Kompensationsbewertung 

Die Eingriffs- und Kompensationslogik wirft weiterhin Fragen auf. Das Landratsamt hat beanstandet, 
dass die Anrechenbarkeit der Eingrünungsmaßnahme „Hecke“ als Kompensationsmaßnahme nicht 
gegeben sei, weil im Wirkungsbereich betriebsbedingter Emissionen und Störungen nur eine Gestal-
tungsmaßnahme vorliege (Abwägungsprotokoll B-Plan, 31.03.2026, S. 14). Die Gemeinde folgt dieser 
Einschätzung nur teilweise und hält im Bereich der Parkanlage an ihrer Anrechnung fest, weil dort nur 
störungsunempfindliche Arten und Kulturfolger zu erwarten seien (Abwägungsprotokoll B-Plan, 
31.03.2026, S. 14). Gerade diese Erwiderung ist fachlich angreifbar. Sie verengt die 
naturschutzfachliche Bewertung im Ergebnis auf die Annahme, wegen bestehender Vorbelastungen sei 
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ein reduzierter Kompensationsanspruch ausreichend. Ein solcher Ansatz droht jedoch, die ökologische 
Qualität der Kompensation gerade in konfliktbelasteten Randlagen systematisch zu überschätzen. 

2.4 Nachrangiger Hinweis zur Niederschlagswasserbewirtschaftung 

Nachrangig weist der BUND Sachsen darauf hin, dass auch die wasserhaushaltliche Konfliktbewälti-
gung nur begrenzt nachvollziehbar erscheint. Im Abwägungsprotokoll B-Plan wird auf ein aktualisiertes 
Niederschlagswasserkonzept vom 17.05.2025 verwiesen. Zugleich wird ausgeführt, wegen einge-
schränkter Versickerungsfähigkeit der Böden werde das Niederschlagswasser über ein Regenwasser-
kanalsystem gesammelt, einem Regenrückhaltebecken zugeführt und nur teilweise versickert bzw. ver-
dunstet (Abwägungsprotokoll B-Plan, 31.03.2026, S. 10–11). Auch die FNP-Unterlagen verweisen auf 
eigenständige Niederschlagswasserbewirtschaftungskonzepte und auf eine spätere verbindliche Rege-
lung in den Bebauungsplanverfahren (Begründung FNP, 2. Entwurf, März 2026, S. 13–14; Umweltbericht 
FNP, März 2026, S. 10–12). Soweit die Gemeinde an diesem Punkt festhält, sollte die technische Kon-
zeption in den Unterlagen noch klarer und widerspruchsfrei dargestellt werden. 

3. Ergebnis 

Zusammenfassend kann der BUND Sachsen den vorgelegten Planungen nicht zustimmen. Die Planung 
ist in ihrem gegenwärtigen Zuschnitt durch eine nicht tragfähig belegte Erforderlichkeit, eine bislang 
nicht hinreichend gesicherte Konfliktlösung im Hinblick auf das Landschaftsschutzgebiet „Partheaue“, 
unzureichend aufgearbeitete Alternativen einschließlich des Spannungsverhältnisses zum Vorhaben 
„Kunstlederfabrik Leipziger Straße“ sowie durch erhebliche und bislang nicht hinreichend bewältigte 
Boden-, Freiraum- und Artenschutzkonflikte geprägt (Stellungnahme Landkreis Leipzig, 03.08.2020, S. 
1–3; Abwägungsprotokoll FNP, 31.03.2026, S. 20–21; Abwägungsprotokoll B-Plan, 31.03.2026, S. 14–
16; Begründung FNP, 2. Entwurf, März 2026, S. 11–13; Umweltbericht FNP, März 2026, S. 9–13). Maß-
stab ist dabei insbesondere das Abwägungsgebot des § 1 Abs. 7 BauGB. 

Wir bitten um Berücksichtigung der vorgenannten Hinweise im weiteren Verfahren und um weitere 
Beteiligung. 
 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


